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Es ist unbestritten, die Alkoholprobleme bei Jugendlichen drängen zum Handeln. Im 
schweizerischen Schnitt trinken 9,9% der 15-jährigen Jungen und 4,4% der 15-jährigen Mädchen 
jede Woche Bier. Jeder fünfte männliche und jeder sechste weibliche Jugendliche war im selben 
Alter schon mehrmals betrunken. Bei den über 16-jährigen steigen die Zahlen massiv an. In der 
Schweiz werden täglich drei bis vier Jugendliche wegen Alkoholvergiftung oder Alkohol-
abhängigkeit im Spital behandelt. Auch in Basel-Stadt müssen immer wieder Jugendliche 
hospitalisiert werden wegen übermässigem Alkoholmissbrauch. Auch unsere Behörden haben das 
Problem erkannt und sind am Vorbereiten von Massnahmen. Einige Kantone haben bereits 
Massnahmen ergriffen wie ein Verbot des Verkaufs von alkoholischen Getränken an unter  
18-jährige (Tessin und Zug), Verbot der privaten Abgabe von Alkoholgetränken durch Private an 
Minderjährige (Bern).  

Als weiterer Kanton hat nun Basel-Landschaft Massnahmen vorgeschlagen. Zur Stärkung der 
Glaubwürdigkeit und zur besseren Durchsetzbarkeit ist es wichtig, dass in unserer stark vernetzten 
Region für die Jugendlichen auf beiden Seiten der Kantonsgrenzen dieselben Regeln gelten. 
Insbesondere soll der übermässige Alkoholkonsum bei Jugendlichen angegangen werden. 

Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat, bei der laufenden Überarbeitung der gesetzlichen 
Regelungen die folgenden Anliegen einzubeziehen: 

a) Verstärkte Bemühungen im Bereich Prävention 

b) Verbesserter Einbezug und gezielte Information und Unterstützung der Eltern 

c) Wirksamer und durchführbarer Jugendschutz mit Steuerung der Verfügbarkeit von 
alkoholischen Getränken für Jugendliche 

d) Regionales Vorgehen, insbesondere mit dem Nachbarkanton Basel-Landschaft. 
Gespräche auf Regierungsebene sollen eine Koordination der Massnahmen zum Ziel 
haben 

Der Antrag wird bewusst offen formuliert, da auch in Basel-Landschaft die Vorlage noch im 
Vernehmlassungsstadium ist. 
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